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BESPRECHUNGEN

POLITISCHE THEORIE UND 
IDEENGESCHICHTE

Hegelich, Simon. Herrschaft – Staat – 
Mitbestimmung. Wiesbaden. Springer 
VS 2013. 221 Seiten. 39,99 €.

Als staatstheoretisch interessierter Poli-
tikwissenschaftler erschrickt man un-
weigerlich, wenn man im Inhaltsver-
zeichnis der Arbeit von Simon Hegelich 
über „Herrschaft – Staat – Mitbestim-
mung“ entdeckt, dass hier eine staats-
theoretische Analyse vorgenommen 
werden soll, bei der sich große Teile 
mit der Riester-Rentenreform 2001 
und der Finanzmarktrettung befassen 
– das alles klingt auf den ersten Blick 
arg praktisch und weckt den Verdacht, 
es hier eigentlich mit einer theoretisch 
getarnten Policy-Analyse zu tun zu ha-
ben. Die Lektüre zerstreut diesen Ver-
dacht nicht nur, sondern zeigt, dass 
Hegelich sich in einer großen staatsthe-
oretischen Tradition befindet: in derje-
nigen, die nicht angetreten ist, um eine 
Staatstheorie zu schreiben, sondern in 
der empirische, systematische und ver-
gleichende Analysen dazu geführt ha-
ben, aus diesen staatstheoretische Er-
kenntnisse zu formulieren oder zu 
rekonstruieren. Trotz einiger noch im 
Detail zu benennender Mängel der Ar-
beit von Hegelich kann er damit 
durchaus mit Fug und Recht für sich in 
Anspruch nehmen, die staatstheoreti-
sche Diskussion um eine empirisch 
fundierte Perspektive angereichert zu 
haben, die weder auf der rein deskrip-
tiven Ebene empirischer Policy-Analy-
sen verbleibt, noch dem Manko so 

manch staatsphilosophischer Arbeiten 
anheimfällt, vor normativer Reflexi
vität die empirische Wirklichkeit zu 
übersehen.
So beginnt Hegelich auch mit einem 
nüchternen Blick auf Stand und Zu-
stand politik- und sozialwissenschaftli-
cher Staatsforschung, die sich kurz da-
hingehend zusammenfassen lässt (auf 
der Basis einer quantitativen Analyse 
zentraler politik- und sozialwissen-
schaftlicher Zeitschriften im Zeitraum 
von 1960 bis 2009), dass der Staat eine 
unumgehbare Kategorie politikwissen-
schaftlicher Analyse ist, sozusagen ihr 
seismografisches Zentrum, dass der 
Staat aber zugleich nur konjunkturell 
im Zentrum der Aufmerksamkeit steht 
und sich das politikwissenschaftliche 
Interesse fast immer auch und sogar 
nachhaltiger um andere Kategorien 
zentriert. Eine unaufgeregte empirische 
Erkenntnis, die sowohl Befürworter 
wie Kritiker einer staatsfokussierten 
Politikwissenschaft nachdenklich stim-
men sollte.
Überhaupt ist die Arbeit von Hegelich 
angenehm unaufgeregt. Sehr sachlich 
setzt er sich mit den staatstheoretischen 
Reflexionen von Hegel und Marx – sei-
ner beiden wesentlichen Gewährsmän-
ner – auseinander, verfällt dabei aber 
nicht einem naiven Glauben an das 
Basis-Überbau-Paradigma, wie es noch 
in den marxistischen Staatsableitungs-
debatten der 1970er Jahre anzutreffen 
war (warum Hegelich den Begriff der 
Staatsableitung trotz seiner Kritik für 
sich positiv reklamiert, bleibt für den 
Rezensenten allerdings nebulös). Er re-
konstruiert stattdessen einerseits in 
einer dekonstruktiven Auseinanderset-
zung mit aktuellen, von Hegelich als 
postmodern charakterisierten Zeitdiag-
nosen einer „Zerfaserung“ beziehungs-
weise eines Bedeutungsverlustes von 
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Staatlichkeit, andererseits in einer 
ideengeschichtlichen Herausarbeitung 
der dialektischen Potenziale von Hegel 
und Marx (und ein Stück weit auch 
von Poulantzas) seinen Vorschlag der 
theoretisch-empirischen Fassung des 
modernen Staates in der dialektischen 
Ambivalenz von Dominanz und Parti-
zipation vor der Folie eines „Endes der 
Post-Moderne“ (17). Die gleichsam 
einfache, wie geniale (freilich auch von 
anderen zirkulierte) Idee liegt dabei da-
rin, dass der Staat nicht als Zustand, 
sondern als Prozess begriffen wird, des-
sen symptomatische Signifikanz in sei-
ner Dialektik liegt, die weder in die 
eine, noch die andere Richtung aufge-
löst werden kann. Die theoretische 
Stärke dieser Überlegung ist konkrete 
empirische Ausprägungen von Staat-
lichkeit in diesem dialektischen Verhält-
nis fassen und interpretieren zu können 
– womit substanzielle, wie funktionelle 
Perspektiven in die Staatstheorie integ-
rierbar werden.
Damit greift Hegelich das Programm 
von Franz L. Neumann auf – allerdings 
ohne diesen ernsthaft zu rezipieren, 
was die große Schwachstelle der Arbeit 
ist, oder, positiv gewendet, zu ihrem 
Potenzial für eine Weiterentwicklung 
werden könnte. Denn von Neumann 
stammt, in Langfassung in seiner zwei-
ten Promotion entwickelt und in Kurz-
fassung in dem Aufsatz über den 
„Funktionswandel des Gesetzes im 
Recht der bürgerlichen Gesellschaft“ 
von 1937 veröffentlicht, der Gedanke 
einer empirischen Transformation 
staatstheoretischer Reflexionen auf-
grund von realpolitischen Transforma-
tionsprozessen sozialer Vergesellschaf-
tung – bei Neumann noch begrifflich 
als das dialektische und unauflösbare 
Spannungsfeld von Souveränität und 
Freiheit gefasst, von Hegelich in die 

Kategorien Dominanz und Partizipati-
on übertragen. Liest man die Lücke als 
Potenzial, dann wären genau an einer 
neopluralistischen Schärfung von He­
gelichs Erkenntnissen weitere Ansatz-
punkte für eine empirisch fundierte 
Staatstheorieforschung, die substanziell 
auf Souveränität und Freiheit bezie-
hungsweise Dominanz und Partizipati-
on hin orientiert.
Zum Abschluss nicht verschwiegen 
werden soll aber auch, dass Hegelichs 
empirische Analysen für sein Anliegen 
überaus aufschlussreich sind. Denn das 
empirische Material unterlegt die The-
se des dialektischen Verhältnisses von 
Dominanz und Partizipation in prozes-
sualer Hinsicht durch eine Analyse des 
„von oben“ dominierten „Policy-Cyc-
les“ ( 80ff.) im Spannungsfeld von Pro-
grammanspruch, Programmumsetzung 
und Programmrealisierung mit Blick 
auf die Riester-Reform 2001, wie auch 
mit Blick auf das „Policy-Subsystem 
der Finanzmarktrettung“ (S. 127ff.), 
das durch seine Unterscheidung zur Fi-
nanzmarktregelung markiert und in 
dieser Differenzierung deutlich ge-
macht wird, dass eine zunächst auf ein 
„(finanzstarkes) Partikularinteresse“ 
(S. 124) gerichtetes Programm gemein-
wohlorientiert modifiziert wurde und 
insofern der dialektische Prozess auch 
andersherum fassbar ist.

Samuel Salzborn

Blühdorn, Ingolfur. Simulative Demo-
kratie. Neue Politik nach der postdemo-
kratischen Wende. Berlin. Suhrkamp 
Verlag 2013. 304 Seiten. 20,00 €.

Es gehört zum rhetorischen Standard
repertoire realistischer Demokratie
theoretikerInnen, sich selbst als bedroht 
zu inszenieren, permanent bedrängt 
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